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Lohnentwicklung

Soziale Unwucht

Im Corona-Jahr 2020 sind die Nominallöhne in Deutsch-
land um 0,7 % gesunken, der erste Rückgang seit Be-
ginn der Vierteljährlichen Verdiensterhebung 2007. Dieser 
Rückgang mag moderat erscheinen – selbst nach Abzug 
der Infl ation schrumpften die Reallöhne „nur“ um 1,1 %. 
Die eigentliche Sprengkraft der Lohnentwicklung liegt in 
ihrer sozialen Unwucht. Diese zeigt sich, wenn man die 
Daten des Statistischen Bundesamtes (2021a) nach Leis-
tungsgruppen aufschlüsselt: Am oberen Rand der Lohn-
verteilung – bei Arbeitnehmer:innen in leitender Stellung 
(+0,2 %) und herausgehobenen Fachkräften (+0,2 %) – wa-
ren zumindest die Nominallöhne weitgehend stabil. Deut-
liche Lohneinbußen gab es bei Fachkräften (-1,2 %), den 
Angelernten (-2,5 %) sowie den Ungelernten (-1,6 %). Die 
amtliche Statistik bestätigt damit einen Befund, der sich 
auch aus Bevölkerungsbefragungen ergibt: Krisenbeding-
te Verdiensteinbußen treffen insbesondere diejenigen, die 
auch schon vorher wenig hatten (Kohlrausch, Zucco und 
Hövermann, 2020, 12). Eine wesentliche Erklärung für den 
Rückgang der Löhne ist das Absinken der Arbeitszeit; die 
Tarifl öhne (+2,0 %) und die Stundenverdienste (+2,7 %) 
sind auch 2020 gestiegen. Unter dem Strich ergeben sich 
trotzdem sinkende Monatsverdienste – bei den Menschen, 
die während der Krise nicht ins Homeoffi ce, sondern in 
Kurzarbeit geschickt wurden. Am unteren Ende der Lohn-
verteilung triff dies viele besonders hart.

Nach Modellrechnungen des Statistischen Bundesamtes 
(2020) kam eine alleinerziehende Mutter mit einem Kind 
im Vorkrisenjahr 2019 in der Leistungsgruppe 4 (Ange-
lernte) auch in Vollzeit nach Abzug von Steuern und So-
zialabgaben nur auf 1.825 Euro (früheres Bundesgebiet) 
bzw. 1.573 Euro (neue Länder). Wenn bei Kurzarbeit da-
von ein Drittel entfällt, führt dies schnell zu Existenznot. 
In einigen Branchen wird das Kurzarbeitergeld über ta-
rifl iche Regelungen aufgestockt. Doch von den Beschäf-
tigten ohne Tarifvertrag erhält nur knapp ein Drittel eine 
Aufstockung (Pusch und Seifert, 2021). Deshalb ist es 
richtig, dass die Bundesregierung das Kurzarbeitergeld 
bei langer Bezugsdauer erhöht hat – auch wenn ein Min-
destbetrag oder eine höhere Lohnersatzquote für niedri-
ge Einkommen wie in Österreich zielführender wäre.

Die Pandemie hat auch langfristige Fehlentwicklungen 
aufgezeigt. So werden viele gesellschaftlich wichtige 

Tätigkeiten in systemrelevanten Sektoren unterbezahlt 
(Lübker und Zucco, 2020). Die Daten des Statistischen 
Bundesamtes (2021b) zeigen, wie niedrig die Bruttostun-
denverdienste in einigen Branchen sind: Im Einzelhandel 
mit Nahrungs- und Genussmitteln lagen diese 2020 in 
der Leistungsgruppe 4 (Angelernte) für Vollzeitbeschäf-
tigte bei 12,35 Euro, in Call Centern bei 12,07 Euro und 
im Gastgewerbe bei 11,89 Euro (jeweils ohne Sonderzah-
lungen). Gemessen am Reallohnindex sind die Verdienste 
der Angelernten seit 2007 insgesamt nur um 6,3 % gestie-
gen – verglichen mit 9,0 % bei den Fachkräften, 12,2 % 
bei den herausgehobenen Fachkräften und 19,0 % bei 
Arbeitnehmer:innen in leitender Stellung. Auch hier zeigt 
sich eine deutliche soziale Unwucht.

Die Politik muss ein Gegengewicht setzen, um die soziale 
Unwucht in der Lohnentwicklung auszugleichen – durch 
einen angemessenen Mindestlohn und eine Stärkung der 
Tarifbindung. Auf europäischer Ebene hat die Kommis-
sionspräsidentin Ursula von der Leyen (CDU) hierfür mit 
einem Richtlinienentwurf die Initiative ergriffen (Lübker 
und Schulten, 2021). Für Deutschland haben Finanzminis-
ter Olaf Scholz und Arbeitsminister Hubertus Heil (beide 
SPD) kürzlich den Handlungsbedarf durchdekliniert: ein 
höherer Mindestlohn, ein Bundestariftreuegesetz, die 
Kopplung von Versorgungsverträgen im Gesundheitswe-
sen an tarifl iche Entlohnung sowie eine Reihe von ande-
ren Maßnahmen, die fairen und sozial verantwortlichen 
Wettbewerb fördern (BMAS und BMF, 2021).
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